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2.1.6.

2.1.4.

2.1.2.

2.1.1.

2.1.

1.1.

See the notice on TED website 517281-2024 - Wettbewerb

Deutschland – Metallbauarbeiten – ZV RBB Neubau Büro- und Sozialgebäude
OJ S 168/2024 29/08/2024
Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung
Bauleistung

1. Beschaffer

Beschaffer
Offizielle Bezeichnung: RBB Vermögensgesellschaft mbH & Co. KG
E-Mail: karin.rebmann@zvrbb.de
Rechtsform des Erwerbers: Öffentliches Unternehmen
Tätigkeit des öffentlichen Auftraggebers: Allgemeine öffentliche Verwaltung

2. Verfahren

Verfahren
Titel: ZV RBB Neubau Büro- und Sozialgebäude
Beschreibung: ASP05 - Stahlbau- / Metallbauarbeiten An der Nordostseite des Neubaus 
sollen folgende Stahlkonstruktionen ausgeführt werden: -zweiläufige Fluchttreppe mit 
Staketengeländer und Edelstahlhandlauf - Dachübergang mit Türelement - Wartungstreppe 
mit Geländer aus Quadratrohren auf die Dachfläche - Unterkonstruktion für eine bauseitige 
Textilfassade befestigt an der Treppenkonstruktion - Trapezblech unter Podest 1.OG
Kennung des Verfahrens: 9ef046de-8b2b-44d3-8a28-22b972676b16
Verfahrensart: Offenes Verfahren

Zweck
Art des Auftrags: Bauleistung
Haupteinstufung (cpv): 45262670 Metallbauarbeiten

Erfüllungsort
Land: Deutschland

Allgemeine Informationen
Rechtsgrundlage: 
Richtlinie 2014/24/EU
vob-a-eu - 

Ausschlussgründe
Korruption: Der öffentliche Auftraggeber schließt ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn er Kenntnis davon hat, dass eine Person, 
deren Verhalten dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das 
Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach § 299 StGB (Bestechlichkeit und 
Bestechung im geschäftlichen Verkehr), §§ 299a und 299b StGB (Bestechlichkeit und 
Bestechung im Gesundheitswesen) oder nach § 108e StGB (Bestechlichkeit und Bestechung 
von Mandatsträgern) oder nach den §§ 333 und 334 StGB (Vorteilsgewährung und 
Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a StGB (Ausländische und internationale 

https://ted.europa.eu/de/notice/-/detail/517281-2024
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Bedienstete), oder nach Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler 
Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem 
Geschäftsverkehr).
Betrugsbekämpfung: Der öffentliche Auftraggeber schließt ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn er Kenntnis davon hat, dass 
eine Person, deren Verhalten dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder 
gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach §§ 263 (Betrug) oder 264 StGB 
(Subventionsbetrug).
Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung: Der öffentliche Auftraggeber schließt ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn er 
Kenntnis davon hat, dass eine Person, deren Verhalten dem Unternehmen zuzurechnen ist, 
rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach § 
129 StGB (Bildung krimineller Vereinigungen) oder § 129b StGB (kriminelle und terroristische 
Vereinigungen im Ausland).
Terroristische Straftaten oder Straftaten im Zusammenhang mit terroristischen Aktivitäten: Der 
öffentliche Auftraggeber schließt ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens 
von der Teilnahme aus, wenn er Kenntnis davon hat, dass eine Person, deren Verhalten dem 
Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine 
Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt 
worden ist wegen einer Straftat nach § 129a StGB (Bildung krimineller Vereinigungen) oder § 
129b StGB (kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland).
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung: Der öffentliche Auftraggeber schließt ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn er 
Kenntnis davon hat, dass eine Person, deren Verhalten dem Unternehmen zuzurechnen ist, 
rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach § 
261 StGB (Geldwäsche; Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte) oder nach 
§ 89c StGB (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer solchen Tat oder 
wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese 
finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, 
eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 StGB zu begehen.
Kinderarbeit und andere Formen des Menschenhandels: Der öffentliche Auftraggeber schließt 
ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn er 
Kenntnis davon hat, dass eine Person, deren Verhalten dem Unternehmen zuzurechnen ist, 
rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach den 
§§ 232, 232a Absatz 1 bis 5, den §§ 232b bis 233a StGB (Menschenhandel, 
Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, Ausbeutung der Arbeitskraft, Ausbeutung unter 
Ausnutzung einer Freiheitsberaubung).
Entrichtung von Steuern: Der öffentliche Auftraggeber schließt ein Unternehmen von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren aus, wenn 1. das Unternehmen seinen 
Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben und Beiträgen zur Sozialversicherung 
nicht nachgekommen ist und dies durch eine rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige 
Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde, oder 2. der öffentliche Auftraggeber auf sonstige 
geeignete Weise die Verletzung einer Verpflichtung nach Nummer 1 nachweisen kann.
Konkurs: Der öffentliche Auftraggeber kann unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn das Unternehmen 
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zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein 
vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen 
Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der 
Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat.
Interessenkonflikt aufgrund seiner Teilnahme an dem Vergabeverfahren: Der öffentliche 
Auftraggeber kann unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren ausschließen, wenn ein Interessenkonflikt bei der Durchführung des 
Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den 
öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung des Vergabeverfahrens 
beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen nicht 
wirksam beseitigt werden kann.
Vorzeitige Beendigung, Schadensersatz oder andere vergleichbare Sanktionen: Der 
öffentliche Auftraggeber kann unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn das Unternehmen eine 
wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags erheblich 
oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer vorzeitigen Beendigung, zu 
Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat.
Schwere Verfehlung im Rahmen der beruflichen Tätigkeit: Der öffentliche Auftraggeber kann 
unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
ausschließen, wenn das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit nachweislich eine 
schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des Unternehmens infrage gestellt 
wird.
Falsche Angaben, verweigerte Informationen, die nicht in der Lage sind, die erforderlichen 
Unterlagen vorzulegen, und haben vertrauliche Informationen über dieses Verfahren erhalten.: 
Der öffentliche Auftraggeber kann unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn der öffentliche Auftraggeber über 
hinreichende Anhaltspunkte dafür verfügt, dass das Unternehmen mit anderen Unternehmen 
Vereinbarungen getroffen oder Verhaltensweisen aufeinander abgestimmt hat, die eine 
Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken. 
Der öffentliche Auftraggeber kann unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn das Unternehmen 1. versucht hat, 
die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers in unzulässiger Weise zu 
beeinflussen, 2. versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige 
Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen könnte, oder 3. fahrlässig oder vorsätzlich 
irreführende Informationen übermittelt hat, die die Vergabeentscheidung des öffentlichen 
Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten oder versucht hat, solche Informationen zu 
übermitteln.
Verstoß gegen arbeitsrechtliche Verpflichtungen: Der öffentliche Auftraggeber kann unter 
Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
ausschließen, wenn das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich 
gegen geltende arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat.
Verstoß gegen sozialrechtliche Verpflichtungen: Der öffentliche Auftraggeber kann unter 
Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
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5.1.9.

5.1.7.

5.1.6.

5.1.2.

5.1.1.

5.1.

ausschließen, wenn das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich 
gegen geltende sozialrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat.
Verstoß gegen umweltrechtliche Verpflichtungen: Der öffentliche Auftraggeber kann unter 
Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
ausschließen, wenn das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich 
gegen geltende umweltrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat.
Direkte oder indirekte Beteiligung an der Vorbereitung des Vergabeverfahrens: Der öffentliche 
Auftraggeber kann unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren ausschließen, wenn eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass 
das Unternehmen bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war, und 
diese Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen 
beseitigt werden kann.

5. Los

Los: LOT-0001
Titel: ZV RBB Neubau Büro- und Sozialgebäude
Beschreibung: ASP05 - Stahlbau- / Metallbauarbeiten An der Nordostseite des Neubaus 
sollen folgende Stahlkonstruktionen ausgeführt werden: - zweiläufige Fluchttreppe mit 
Staketengeländer und Edelstahlhandlauf - Dachübergang mit Türelement - Wartungstreppe 
mit Geländer aus Quadratrohren auf die Dachfläche - Unterkonstruktion für eine bauseitige 
Textilfassade befestigt an der Treppenkonstruktion - Trapezblech unter Podest 1.OG
Interne Kennung: RBB-KG-EU-2024-01

Zweck
Art des Auftrags: Bauleistung
Haupteinstufung (cpv): 45262670 Metallbauarbeiten

Erfüllungsort
Land: Deutschland

Allgemeine Informationen
Vorbehaltene Teilnahme: Teilnahme ist nicht vorbehalten.
Auftragsvergabeprojekt nicht aus EU-Mitteln finanziert
Die Beschaffung fällt unter das Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen: nein

Strategische Auftragsvergabe
Ziel der strategischen Auftragsvergabe: Keine strategische Beschaffung

Eignungskriterien
Kriterium: 
Art: Eignung zur Berufsausübung
Beschreibung: (1) Vorlage einer Eigenerklärung des Bewerbers, dass keine Ausschlussgründe 
nach §§ 123, 124 GWB i.V.m. § 6e EU VOB/A vorliegen. (2) Eintragung in das Berufs- oder 
Handelsregister oder der Handwerksrolle gem. § 6a EU Nr. 1 VOB/A.

Kriterium: 
Art: Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
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5.1.10.

Beschreibung: (1) Eigenerklärung über das Bestehen einer Berufs- oder 
Betriebshaftpflichtversicherung gemäß § 6a EU Nr. 2 lit. a) VOB/A bei einem in der 
Europäischen Union zugelassenen Haftpflichtversicherer für Personenschäden sowie für 
Sach- und Vermögensschäden mit den Deckungssummen je Schadensfall von jeweils 
mindestens: - Personenschäden: 5.000.000 EUR; - Sach- und Vermögensschäden: 5.000.000 
EUR. Der vorgenannte Versicherungsschutz muss mindestens für die Dauer des 
verfahrensgegenständlichen Auftrags bestehen. Die Maximierung der Schadensregulierung 
muss innerhalb Deutschlands im Jahr mindestens das 2-fache der geforderten 
Deckungssummen betragen. Im Falle einer Bewerbergemeinschaft ist von jedem Mitglied der 
Bewerbergemeinschaft eine entsprechende Erklärung über das Bestehen einer Versicherung 
zu den o. g. Bedingungen vorzulegen. (2) Eigenerklärung über den Umsatz (netto) des 
Unternehmens in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren (2021, 2022 und 2023) 
gemäß § 6a EU Nr. 2 lit. c) VOB/A.

Kriterium: 
Art: Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
Beschreibung: (1) Eigenerklärung über eine Eignungsleihe gemäß § 6d EU VOB/A: - im Falle 
der Eignungsleihe hat der Bewerber nachzuweisen, dass ihm die für den Auftrag 
erforderlichen Mittel/Kapazitäten des anderen Unternehmens im Auftragsfall tatsächlich zur 
Verfügung stehen werden (Nachweis bspw. durch Verpflichtungserklärung des anderen 
Unternehmens); - bei der Eignungsleihe der beruflichen Kapazität eines anderen 
Unternehmens hat der Bewerber das andere Unternehmen zugleich als Unterauftragnehmer 
anzugeben und einzusetzen; - bei der Eignungsleihe der wirtschaftlichen und finanziellen 
Kapazität eines anderen Unternehmens wird die Zurverfügungstellung des Eignungskriteriums 
in Form einer gemeinsamen (=gesamtschuldnerische) Haftung im Sinne des § 6d EU Abs. 2 
VOB/A durch das vorgenannte Unternehmen verlangt; auf Anforderung des Auftraggebers hat 
der Bewerber eine Erklärung vorzulegen, wonach eine gemeinsame Haftung des Bewerbers 
und des anderen Unternehmens für die Auftragsausführung entsprechend dem Umfang der 
Eignungsleihe besteht. (2) Eigenerklärung über die beabsichtige Vergabe von Unteraufträgen 
gemäß § 6a EU Nr. 3 lit. i VOB/A.

Zuschlagskriterien
Kriterium:
Art: Preis
Beschreibung: Preiswertestes Angebot nach rechnerischer und technischer Prüfung = 70 
Punkte Abweichung bis 3%= 60 Punkte Abweichung bis 5%= 50 Punkte Abweichung bis 10% 
= 40 Punkte Abweichung größer 10% = 0 Punkte

Kriterium:
Art: Qualität
Beschreibung: 1. Qualifikation Bauleiter: a. Ausbildung: - Hochschulabschluss als 
Bauingenieur, Fachabschluss als Meister oder gleichwertig des jeweiligen Gewerks = 5 
Punkte - kein entsprechender Hochschulabschluss oder entsprechender Fachabschluss = 0 
Punkte b. Erfahrung - gewerkespezifische Berufserfahrung größer 7 Jahre = 10 Punkte - 
gewerkespezifische Berufserfahrung größer 5 Jahre bis max. 7 Jahre = 8 Punkte - 
gewerkespezifische Berufserfahrung größer 3 Jahre bis max. 5 Jahre = 6 Punkte - weniger als 
3 Jahre Berufserfahrung = 0 Punkte 2. Mitarbeiteranzahl auf der Baustelle: - Auf der Baustelle 
sind min. 4 fachbezogene Mitarbeiter dauerhaft anwesend = 15 Punkte - Auf der Baustelle 
sind min. 2 Mitarbeiter fachbezogene dauerhaft anwesend = 10 Punkte - Auf der Baustelle 
sind weniger als 2 fachbezogene Mitarbeiter dauerhaft anwesend = 0 Punkte
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8.1.

5.1.16.

5.1.15.

5.1.12.

5.1.11. Auftragsunterlagen
Sprachen, in denen die Auftragsunterlagen offiziell verfügbar sind: Deutsch
Internetadresse der Auftragsunterlagen: https://plattform.aumass.de/Veroeffentlichung
/av2324a7-eu
Ad-hoc-Kommunikationskanal:
URL: https://plattform.aumass.de/Veroeffentlichung/av2324a7-eu

Bedingungen für die Auftragsvergabe
Bedingungen für die Einreichung:
Elektronische Einreichung: Erforderlich
Adresse für die Einreichung: https://plattform.aumass.de/Veroeffentlichung/av2324a7-eu
Sprachen, in denen Angebote oder Teilnahmeanträge eingereicht werden können: Deutsch
Elektronischer Katalog: Nicht zulässig
Varianten: Nicht zulässig
Die Bieter können mehrere Angebote einreichen: Nicht zulässig
Beschreibung der finanziellen Sicherheit: gem. Besonderen Vertragsbedingungen
Frist für den Eingang der Angebote: 27/09/2024 23:59:59 (UTC+2)
Informationen, die nach Ablauf der Einreichungsfrist ergänzt werden können:
Nach Ermessen des Käufers können alle fehlenden Bieterunterlagen nach Fristablauf 
nachgereicht werden.
Zusätzliche Informationen: Nachforderung von Unterlagen gemäß § 16a VOB/A-EU
Auftragsbedingungen:
Die Auftragsausführung muss im Rahmen von Programmen für geschützte 
Beschäftigungsverhältnisse erfolgen: Nein
Elektronische Rechnungsstellung: Zulässig
Aufträge werden elektronisch erteilt: nein
Zahlungen werden elektronisch geleistet: nein

Techniken
Rahmenvereinbarung: Keine Rahmenvereinbarung
Informationen über das dynamische Beschaffungssystem: 
Kein dynamisches Beschaffungssystem

Weitere Informationen, Schlichtung und Nachprüfung
Überprüfungsstelle: Vergabekammer Baden-Württemberg beim Regierungspräsidium 
Karlsruhe
TED eSender: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des Beschaffungsamts 
des BMI)

8. Organisationen

ORG-0001
Offizielle Bezeichnung: RBB Vermögensgesellschaft mbH & Co. KG
Registrierungsnummer: 00000
Postanschrift: Musberger Sträßle 11  
Stadt: Böblingen
Postleitzahl: 71032
Land: Deutschland
E-Mail: karin.rebmann@zvrbb.de

https://plattform.aumass.de/Veroeffentlichung/av2324a7-eu
https://plattform.aumass.de/Veroeffentlichung/av2324a7-eu
https://plattform.aumass.de/Veroeffentlichung/av2324a7-eu
https://plattform.aumass.de/Veroeffentlichung/av2324a7-eu
mailto:karin.rebmann@zvrbb.de
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11.2.

11.1.

8.1.

8.1.

Telefon: 070312118116
Profil des Erwerbers: https://plattform.aumass.de/Veroeffentlichung/av2324a7-eu
Rollen dieser Organisation: 
Beschaffer

ORG-0002
Offizielle Bezeichnung: Vergabekammer Baden-Württemberg beim Regierungspräsidium 
Karlsruhe
Registrierungsnummer: 00000
Stadt: Karlsruhe
Postleitzahl: 76137
Land: Deutschland
E-Mail: vergabekammer@rpk.bwl.de
Telefon: 07219268730
Rollen dieser Organisation: 
Überprüfungsstelle

ORG-0003
Offizielle Bezeichnung: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des 
Beschaffungsamts des BMI)
Registrierungsnummer: 0204:994-DOEVD-83
Stadt: Bonn
Postleitzahl: 53119
Land, Gliederung (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Land: Deutschland
E-Mail: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Telefon: +49228996100
Rollen dieser Organisation: 
TED eSender

11. Informationen zur Bekanntmachung

Informationen zur Bekanntmachung
Kennung/Fassung der Bekanntmachung: 8556fe5c-8ffe-4f9b-80e2-fa912d55db3a - 01
Formulartyp: Wettbewerb
Art der Bekanntmachung: Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung
Unterart der Bekanntmachung: 16
Datum der Übermittlung der Bekanntmachung: 28/08/2024 11:20:55 (UTC+2)
Sprachen, in denen diese Bekanntmachung offiziell verfügbar ist: Deutsch

Informationen zur Veröffentlichung
Veröffentlichungsnummer der Bekanntmachung: 517281-2024
ABl. S – Nummer der Ausgabe: 168/2024
Datum der Veröffentlichung: 29/08/2024

https://plattform.aumass.de/Veroeffentlichung/av2324a7-eu
mailto:vergabekammer@rpk.bwl.de
mailto:noreply.esender_hub@bescha.bund.de

